
sönlichkeitseigenschaften junger Menschen, die sich auch 
in moralisch-rechtlichen Anforderungen ausdrücken. 
Aus der Kriminalitätsbekämpfung wissen wir z. B., daß 
viele Jugendliche, die wegen Rowdytums strafrechtlich 
zur Verantwortung gezogen werden müssen, ein niedri­
ges Kulturniveau aufweisen und eine Lebensweise füh­
ren, die den kulturell-ästhetischen Ansprüchen der 
Mehrheit unserer Jugendlichen widerspricht. Die 
Rechtserziehung muß bei solchen Jugendlichen mit der 
Anerziehung elementarer kultureller Verhaltensweisen 
verknüpft werden.
Diese enge Verknüpfung der Rechtserziehung mit den 
anderen Erziehungsrichtungen wird noch nicht immer 
genügend erkannt; deshalb wird auch meist verab­
säumt, den Jugendlichen den untrennbaren Zusammen­
hang von grundlegenden Verhaltensforderungen und 
rechtlichen Anforderungen bewußt zu machen.
Zum anderen übt die Rechtserziehung eine relativ 
eigenständige Wirkung aus, die durch die anderen Er­
ziehungsrichtungen nicht genügend erreicht wird. Sie ist 
die Form der Erziehung, die dem Jugendlichen seine 
rechtliche Verantwortung bewußt macht und ihn be­
fähigt, in Übereinstimmung mit der sozialistischen 
Rechtsordnung zu handeln und Rechtsverletzungen zu 
verhüten. Sie erzieht zur strikten Einhaltung der so­
zialistischen Gesetzlichkeit und zur aktiven Teilnahme 
an der Rechtsverwirklichung. Erste Forschungsergeb­
nisse zum Stand des Rechtsbewußtseins Jugendlicher 
in der DDR weisen auf eine zu geringe Normenkennt­
nis der Jugendlichen hin./8/ Sie unterstreichen die Not­
wendigkeit, die Rechtspropaganda unter der Jugend 
wesentlich zu verstärken, insbesondere die Informa­
tion über das sozialistische Recht in differenzierter, den 
unterschiedlichen Entwicklungsbedingungen der ver­
schiedenen Altersgruppen der Jugend entsprechenden 
Weise zu entwickeln.
Für die weitere Vervollkommnung der Rechtserziehung 
der Jugend ist es erforderlich, ihre inhaltlichen Schwer­
punkte herauszuarbeiten. Dabei kann es nicht darum 
gehen, den Inhalt der Rechtserziehung von bestimmten 
Rechtsgebieten her zu bestimmen, sondern es geht dar­
um, ihn von der Grundrichtung der von der Arbeiter­
klasse geprägten Jugenderziehung abzuleiten. § 1 des 
Entwurfs des neuen Jugendgesetzes enthält die grund­
legenden Zielvorstellungen der Arbeiterklasse über die 
Entwicklung der Jugendlichen zu sozialistischen Per­
sönlichkeiten, die unmittelbar auch den Inhalt der 
Rechtserziehung der Jugend bestimmen.
Ausgehend davon, sollte sich die Rechtserziehung der 
Jugend inhaltlich auf folgendes orientieren: 
l. Es ist ein wichtiger Grundsatz der Jugendpolitik der 
Partei der Arbeiterklasse, „der Jugend Vertrauen ent­
gegenzubringen und ihr frühzeitig Verantwortung, bei 
Berücksichtigung der Kräfte und Fähigkeiten des ein­
zelnen, zu übertragen“ 79/
Die Übernahme von Verantwortung — ganz gleich in 
welchem gesellschaftlichen Bereich — ist stets Bestand­
teil der Machtausübung der Arbeiterklasse, deren Wille 
sich im sozialistischen Recht ausdrückt. Deshalb ist es 
ein dringendes Gebot unserer Zeit, den Jugendlichen 
in größerem Maße Grundkenntnisse über das soziali­
stische Recht, seinen Inhalt und seine gesellschaftliche 
Bedeutung zu vermitteln, die sie befähigen, aktiv an der 
Rechtsverwirklichung mitzuwirken. Solche Grundkennt­
nisse sind vor allem auf den Gebieten des Staatsrechts, 
des Arbeitsrechts und der Jugendgesetzgebung notwen­
dig. Dle'im vergangenen Jahr durchgeführten Kontrol­
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len der Arbeiter-und-Bauem-Inspektion machten deut­
lich, daß viele Jugendliche nicht gründlich genug mit 
der Jugendgesetzgebung, mit ihren Rechten und Pflich­
ten vertraut waren./10/
2. Eine entscheidende Bedingung dafür, daß sich bei 
allen Jugendlichen eine gefestigte sozialistische Einstel­
lung zum Lernen und zur Arbeit herausbildet, ist die 
Sicherung einer hohen Disziplin und Ordnung in den 
Schulen und Betrieben, Berufsschulen und Lehrwerk­
stätten. Das erfordert, daß die Jugendlichen gründlich 
mit der Schulordnung, der Arbeitsordnung in den Be­
trieben und der Heimordnung in den Lehrlingswohn­
heimen vertraut gemacht werden. Jugendliche, die ihr 
Berufsleben beginnen, sollten die wichtigsten Grund­
sätze des Arbeitsrechts, insbesondere ihre Rechte und 
Pflichten im Arbeitsprozeß, kennen.
3. Zur sozialistischen Bewußtseinsbildung der Jugend­
lichen gehört es, daß sie die Bedeutung des sozialisti­
schen Eigentums für die gesellschaftliche Entwicklung 
erkennen und dazu erzogen werden, dieses Eigentum zu 
schützen und es selbst im Ringen um höchste Ergebnisse 
im Arbeitsprozeß zu mehren, ln der Rechtserziehung 
bieten sich dazu vielfältige Möglichkeiten an, z. B. im 
Zusammenhang mit der Erläuterung von gesetzlichen 
Bestimmungen und betrieblichen Leitungsdokumenten 
oder bei der Auswertung von Strafsachen wegen Schädi­
gung des gesellschaftlichen Eigentums.
4. Die Rechtserziehung muß dazu beitragen, die Jugend­
lichen zur strikten Einhaltung der sozialistischen Ge­
setzlichkeit zu erziehen und sie zum Kampf gegen 
Rechtsverletzungen und andere antigesellschaftliche 
Verhaltensweisen zu mobilisieren. Die Jugendlichen 
sollten dazu befähigt werden, selbst aktiv für Ordnung 
und Disziplin unter der Jugend zu sorgen und die Nor­
men des sozialistischen Zusammenlebens überall durch­
zusetzen. Sie sollten die Möglichkeiten zur Verhütung 
von Rechtsverletzungen kennen, aber ebenso auch wis­
sen, unter welchen Voraussetzungen und wie sie für 
Rechtsverletzungen zur Verantwortung gezogen werden 
können.

Überlegungen zur Vervollkommnung 
der Rechtserziehung der Jugend

In den zurückliegenden Jahren wurden viele Erfahrun­
gen bei der Rechtserziehung der Jugend gesammelt. Die 
Bereitschaft der Leiter von Betrieben und Einrichtun­
gen, der Schuldirektoren, Lehrer, Lehrausbilder und der 
Jugendkollektive selbst, die moralisch-rechtliche Bil­
dung und Erziehung der Jugendlichen zu fördern, ist 
gewachsen. Die URANIA hat ihre Bemühungen um eine 
qualifizierte Vortragstätigkeit auf dem Gebiet des so­
zialistischen Rechts unter der Jugend verstärkt. Die Ak­
tivitäten von Staatsanwälten und Richtern haben sicht­
bar zugenommen.
Bei allen Fortschritten kann jedoch nicht übersehen 
werden, daß es bisher keine zentral abgestimmte Kon­
zeption über die Rechtserziehung der Jugend gibt. Das 
gilt insbesondere für die Rechtserziehung durch die 
Bildungs- und Kultureinrichtungen. In der Sowjetunion 
wird diesen Einrichtungen bei der Rechtserziehung der 
Jugend eine große Bedeutung beigemessen. Die zentra­
len staatlichen Organe der Volksbildung und Berufs­
ausbildung der UdSSR haben umfangreiche Maßnahmen 
beschlossen, um die Rechtserziehung der Schüler und 
Lehrlinge weiter zu verbessern./ll/
In der DDR werden den Schülern der 8. Klassen im 
Fach Staatsbürgerkunde Grundkenntnisse über die
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